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Einleitung

Wohnen ist ein menschliches Grundbedürfnis. Die Versorgung mit dem
Gut Wohnen ist ein wesentliches Element der physischen Existenzsicherung.
Damit ist der Sozialgutscharakter der Wohnens angesprochen.
Aber Wohnen ist mehr als ein bloßes Grundbedürfnis. Die individuellen
Wohnformen sind Ausdrucksformen der freien Entfaltung der Persönlichkeit.
Sie sind zugleich Manifestationen des Zeitgeistes, der Moden und der Trends,
die die Wohn- und Einrichtungsformen prägen.
Die gesellschaftliche Bedeutung des Wohnens reicht über die individuel-
le Sphäre weit hinaus. Wohnen ist auch eine Form der sozialen Interaktion.
Man wohnt in Nachbarschaften. Der Standort der Wohnung ist prägend für die
Einbettung in soziale Beziehungsnetze. Diese Beziehungsnetze werden immer
komplexer, weil die ethnische und kulturelle Zusammensetzung der Bevölke-
rung immer heterogener wird. Als Stichworte seien hier interkulturelles und
grenzüberschreitendes Wohnen genannt.
Für den sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft wird das Wohnen immer
mehr zu einem entscheidenden Faktor. Ob die Integration zukünftiger Ein-
wanderer gelingen kann, wird nicht zuletzt davon abhängen, ob Alteinwohner
und Zuwanderer mehr zur sozialen Segregation oder mehr zum interkulturellen
Zusammenleben in gemeinsamen Wohnquartieren neigen werden.

Die sozialpolitische Bedeutung des Wohnens wird von der Vorstellung
bestimmter gesellschaftlicher Mindeststandards für ein menschenwürdiges
Wohnen bestimmt. Diese Mindeststandards sollen unabhängig vom jeweiligen
Haushaltseinkommen verwirklicht werden können. Wo das Einkommen nicht
ausreicht, wird die Kaufkraft gezielt durch Wohngeldleistungen verstärkt. Auch
die soziale Wohnraumförderung senkt die Mietbelastung einkommensärmerer
Haushalte. Außerdem kommt ihr die Aufgabe zu, ein ausreichendes Wohn-
raumangebot für die diskriminierten Gruppen mit eingeschränktem Marktzu-
gang zu gewährleisten.
Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung des Wohnens läßt sich anhand
verschiedener Indikatoren aufzeigen. Aus der Sicht der Mieter kommt dem
Wirtschaftsgut Wohnen schon allein deshalb eine große Bedeutung zu, weil sie
im Durchschnitt fast ein Viertel ihres gesamten Haushaltsbudgets für die Miete
aufwenden müssen (ohne warme Betriebskosten). Noch höher liegt die durch-
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schnittliche Wohnkostenbelastung der Eigentümerhaushalte in der Rückzah-
lungsphase.
Die Wohnungsbauinvestitionen machen trotz der rückläufigen Entwick-
lung der letzten Jahre mit 123,5 Mrd. € im Jahr 2002 immer noch 58 Prozent
der gesamten Bauinvestitionen und fast 6 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
aus.

Mehr als 50 Prozent des gesamten deutschen Volksvermögens sind in Immobi-
lien gebunden. Der Wert dieses Immobilienbestandes liegt bei rund 7,14 Bill. €.
Davon entfallen 5,51 Bill. € auf Wohnimmobilien. Das ist mehr als das 2,5-
fache des Bruttoinlandsprodukts von 2002.

Nicht zu verkennen ist ferner die Bedeutung der Wohnungs- und Immobilien-
wirtschaft für die Sicherung der gesamtwirtschaftlichen Beschäfti-
gung. Ende Juni 2002 waren in den 78.526 Unternehmen des deutschen Bau-
und Immobiliengewerbes fast 2,4 Mio. Mitarbeiter beschäftigt. Der Woh-
nungsbau ist traditionell die bedeutendste Auftragssparte der Bauwirtschaft. 90
Prozent der Wohnungsbauleistungen werden durch Handwerksbetriebe er-
bracht.

Der Wohnungsmarkt ist im Schrifttum als „klassischer Interventions-
markt" bezeichnet worden. Der Grund für die intensive staatliche Einfluß-
nahme auf die Wohnungsmärkte liegt in den Besonderheiten des Wirtschafts-
gutes Wohnen. Es weist eine ganze Reihe ökonomischer Besonderheiten
auf, die es zum Objekt eines eigenständigen Politikbereichs machen der Woh-
nungspolitik.
Die Handlungsfelder staatlicher Intervention am Wohnungsmarkt sind entspre-
chend vielfältig. Sie reichen von der Förderung von Wohnungsbauinvestitionen
und der Erleichterung des Marktzugangs bis zur Stabilisierung der Wohnungs-
bautätigkeit.
Ein traditionell besonders wichtiges Handlungsfeld der Wohnungspolitik bildet
die Wohneigentumsförderung, die in erster Linie mit familien- und ver-

mögenspolitischen Argumenten begründet wird. Die staatliche Förderung hat
in der Vergangenheit einen spürbaren Beitrag zur Wohneigentumsbildung brei-
ter Schichten geleistet. Neben der Eigenheimzulage sind hier u.a. auch die
KfW-Darlehen sowie die soziale Wohnraumförderung zu nennen.

Dem Wohnungsbau kommt daneben auch eine eminente städtebauliche
und raumordnungspolitische Bedeutung zu, die über die Funktion ei-
nes sog. „weichen Standortfaktors" weit hinausreicht. Die städtebauliche Be-
deutung des Wohnens wird angesichts der städtebaulichen Konsequenzen des
einsetzenden säkularen Bevölkerungsrückgangs in Zukunft noch steigen. An
dieser Stelle sei nur das politische Projekt des „Stadtumbaus Ost" genannt, bei
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dem es um die geordnete Schrumpfung der ostdeutschen Städte geht. Die un-

umgänglichen Rückbaumaßnahmen sollen städtebaulich so gesteuert werden,
daß lebenswerte Stadtlandschaften entstehen bzw. erhalten bleiben.

Angesichts der demographischen Entwicklung wird für die absehbare Zukunft
der Schwerpunkt der Wohnungsbautätigkeit nicht im Neubau, sondern in der
Bestandsanpassung und -Sanierung liegen. Die Wohnungsbauförde-
rung hat aus dieser Entwicklung bereits die Konsequenzen gezogen und im Be-
reich der sozialen Wohnraumförderung die Bestandsorientierung der Förde-
rung verankert.

Von besonderer Bedeutung ist das Thema Wohnen in den Ländern Mittel-
und Osteuropas. Die Wohnungswirtschaft weist in den meisten Ländern
dieser Region einen ganz erheblichen Reformbedarf auf. Die Ausgangssituation
der Wohnungspolitik in den postsozialistischen Ländern Mittel- und Osteuro-
pas läßt sich wie folgt beschreiben.

Die Versorgungslage ist in der Regel von einem erheblichen Wohnungsdefizit
gekennzeichnet. Der bauliche Zustand des Gebäudebestandes weist aufgrund
von zum Teil jahrzehntelang unterbliebenen Erhaltungsinvestitionen ein gewal-
tiges Instandhaltungsdefizit auf. Das Mietrecht ist in den meisten Ländern ge-
spalten, d.h. für Neubauwohnungen können knappheitsgerechte Preise ge-
nommen werden, während die Mieten für die Altbauwohnungen und die in der
sozialistischen Zeit errichteten Bestände auf niedrigem Niveau administriert
sind. Ein weiteres gemeinsames Merkmal des Wohnens in den postsozialisti-
schen Ländern ist die verbreitete Energieverschwendung. Diese ist nicht nur

auf die Bauweisen und unterlassenen Instandhaltungen, sondern auch auf die
fehlenden vertragsmäßigen und technischen Voraussetzungen für eine verursa-

chungsgerechte Abrechnung der Betriebskosten zurückzuführen.

Neben den unmittelbaren Problemen der Gegenwart müssen in Mittel- und
Osteuropa wichtige wohnungspolitische Weichenstellungen für die mittel- und
langfristige Zukunft vorgenommen werden. Angesprochen sind damit bei-
spielsweise die Bereiche des mietrechtlichen Leitbildes am Ende des Transfor-
mationsprozesses oder die Frage nach der Ausrichtung der Wohnungsbauför-
derung (Neubau- oder Bestandsförderung, Förderung des Wohnens zur Miete
oder Wohneigentumsförderung, etc.).
Dieses Lehrbuch befaßt sich mit der Darstellung, der Rechtfertigung und der
kritischen Diskussion staatlicher Eingriffe in das Marktgeschehen an den Woh-

nungsmärkten. Die Basis dafür wird in den Grundlagenkapiteln gelegt, die sich
mit der Funktionsweise des Wohnungsmarktes einschließlich seiner vorgelager-
ten Märkte befassen. Im ersten Kapitel wird eine ordnungspolitische Ein-
ordnung der Wohnungswirtschaft in das Ordnungsmodell der Sozialen Markt-
wirtschaft vorgenommen. Im zweiten Kapitel steht die Nachfrageseite des
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Wohnungsmarktes im Vordergrund. Dort werden die methodischen Grundla-
gen langfristig orientierter Wohnungsbedarfsprognosen erläutert. Das dritte
Kapitel führt die Nachfrage- und die Angebotsseite des Wohnungsmarktes
zusammen. Dabei wird auf die Besonderheiten der Nachfrage nach Wohnraum
ebenso eingegangen wie auf die verschiedenen Anbietergruppen am Woh-
nungsmarkt. Das besondere Interesse gilt den Anpassungsprozessen, die am

Wohnungsmarkt viel weniger reibungslos verlaufen als an den meisten anderen
Märkten. Eine weitere Besonderheit des Wohnungsmarktes ist die Vielzahl der
sachlichen und räumlichen Teilmärkte, in die dieser Markt zerfällt. Die dem
Wohnungsmarkt vorgelagerten Märkte (Boden-, Bau- und Kapitalmarkt) wer-
den in Kapitel vier und fünf behandelt. Sowohl der Boden- als auch der
Baumarkt weisen ökonomische Besonderheiten auf, die eine nähere Erläute-
rung verdienen.

Der Schwerpunkt der Darstellung liegt aber auf den Kapitalmärkten (Kapitel
fünf: Wohnungsbaufinanzierung). Die Organisation dieses Kapitels orientiert
sich an der Herkunft der Kapitalien (Eigen- oder Fremdkapital). Als Quellen
des Eigenkapitals kommen in erster Linie Selbstfinanzierung, Bausparen und
Immobilienfonds in Frage. Fremdkapital für Wohnungsbaufinanzierungen
stammt hauptsächlich aus klassischen Hypothekendarlehen. Aber auch die
Fremd-Innenfmanzierung kommt als Kapitalbeschaffungsquelle in Frage (z.B.
Abschreibungsfinanzierung). Nicht vernachlässigt wird das Problem der Refi-
nanzierungsquellen von Immobilienkrediten (z.B. Pfandbriefe, Sparkassenobli-
gationen, Mortgage Backed Securities). Abgerundet wird das Kapitel zur Woh-
nungsbaufinanzierung von einigen Überlegungen zum Management des Zins-
änderungsrisikos.
Das sechste Kapitel beschäftigt sich mit der staatlichen Einflußnahme auf
die Wohnungsmärkte. Die Instrumente aus den verschiedenen Politikbereichen
(Mietenpolitik, soziale Wohnraumförderung, Wohneigentumsförderung, steu-
erliche Förderung) werden charakterisiert und auf ihre ökonomische und sozi-
alstaatliche Rechtfertigung hin untersucht. Auch Kapital sieben beschäftigt
sich mit der Wohnungspolitik

-

allerdings aus historischer Perspektive. Dieser
Ansatz eröffnet neue Einsichten und Perspektiven auch in Hinblick auf die Ge-
staltung des wohnungswirtschaftlichen Transformationsprozesses in Mittel-
und Osteuropa. Dasselbe Motiv sprach dafür, in Kapital acht auf die Trans-
formation der ostdeutschen Wohnungswirtschaft seit 1990 einzugehen. Die Si-
tuation der mittel- und osteuropäischen Länder wird konkret im neunten Kapi-
tel behandelt. Die dort thesenhaft präsentierten Handlungsempfehlungen orien-
tieren sich an den deutschen Erfahrungen mit wohnungswirtschaftlichen Trans-
formationsprozessen im letzten Jahrhundert.

Dieses Lehrbuch hat eine lange Vorgeschichte. Die Pläne und Aufzeichnungen
für das Lehrbuchprojekt reichen bis in die Anfangszeit des Autors an der Hoch-
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schule Zittau / Görlitz zurück. Der Autor ist insbesondere Frau Prof. Lidwina
Kühne-Büning und Herrn Horst van Emmerich für den Ansporn und den fach-
lichen Austausch zu Dank verpflichtet. Herrn Weigert vom Oldenbourg-Verlag
ist dafür zu danken, daß er nie den Glauben an die Fertigstellung verloren hat.
Herrn Manfred Sydow sind nicht nur vielfältige Anregungen, sondern auch der
Anstoß für die wissenschaftliche Spezialisierung des Autors auf die Woh-
nungswirtschaft zu verdanken.
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1 Einführung: Soziale Wohnungsmarkwirtschaft

1.1 Die Grundentscheidung für die Marktwirtschaft

Die Wohnungswirtschaft ist wie jeder andere Wirtschaftszweig eingebettet in
eine bestimmte Wirtschaftsordnung. In Deutschland bildet die „Soziale
Marktwirtschaft" den Ordnungsrahmen der Wohnungswirtschaft. Wirt-
schaftsordnungen sind konkrete Gebilde, keine Entwürfe. Eine Wirtschafts-
ordnung kann man als die Gesamtheit der Entscheidungsregeln und Normen,
die die Beziehungen der Wirtschaftssubjekte untereinander und ihre Beziehun-
gen gegenüber dem Staat regeln, definieren. Wirtschaftssysteme sind dage-
gen idealtypische Entwürfe, die einem bestimmten Leitbild folgen. Die einzel-
nen Bausteine eines Wirtschaftssystems sind aufeinander abgestimmt, während
in einer konkreten Wirtschaftsordnung durchaus Widersprüche auftreten kön-
nen.

Wirtschaftssysteme kann man anhand unterschiedlicher Kriterien voneinander
abgrenzen. In Frage kommen dafür etwa die Eigentumsverhältnisse an

den Produktionsmitteln, die Verfahren der Einkommensverteilung, die
Endziele allen Wirtschaftens, die Verbreitung bestimmter Zuteilungsver-
fahren, die Preisbildung, der Grad an Konsumentensouveränität
und die Zentralität der Planungsentscheidungen. Eine Marktwirt-
schaft läßt sich durch folgende Ausprägungen dieser Merkmale charakterisie-
ren:

-

Als Grundprinzip gilt das „Individualprinzip" (statt des „Kollektivprinzips"
in der Planwirtschaft).

-

Die Preisbildung erfolgt auf Märkten (keine Preissetzungen oder Preisbeein-
flussungsmaßnahmen staatlicher Behörden).

-

Die Produktionsmittel stehen in Privateigentum.
-

Die Zielsetzung allen Wirtschaftens ist die Rentabilität (und nicht die Planer-
füllung).

-

Investitionsentscheidungen werden autonom von den Betrieben und Haus-
halten getroffen (dezentrale statt zentraler Planung).

-

Die Produktionsmengen passen sich den Marktgegebenheiten an (und nicht
den Planvorgaben).

-

Es herrscht freie Konsumwahl.

-

Die Einkommensverteilung bildet sich im Wettbewerb heraus (Beiträge zur

Bedürfnisbefriedigung).



-

Die Außenwirtschaft (Güter-, Kapital- und Dienstleistungsverkehr) wird
ebenfalls von den freien Entscheidungen der Wirtschaftssubjekte bestimmt
(keine Zölle, Kapitalverkehrsbeschränkungen, etc.).

In der Marktwirtschaft wird mit Hilfe von Zuteilungsverfahren festgelegt,
wer wieviel von den knappen Gütern und Ressourcen erhält. Die meisten Gü-
ter werden mit Hilfe des Preismechanismus zugeteilt: "Der freie Preis
räumt den Markt!" Wenn der Staat Eingriffe in die freie Preisbildung unterläßt,
sorgt das Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage im Wettbewerb ganz
von selbst dafür, daß der Markt immer wieder ins Gleichgewicht zurückfindet.
Ein Marktgleichgewicht ist dabei als ein stabiler Zustand der Vereinbarkeit von
Produktions- und Konsumptionsplänen definiert. Alle Nachfrager, die bereit
und in der Lage sind, den markträumenden Gleichgewichtspreis zu zahlen,
werden auch bei der Zuteilung berücksichtigt. Die Anbieter können ihre ge-
plante Produktion zum Gleichgewichtspreis absetzen. Gleichgewichtszustände
sind stabil in dem Sinne, daß sie ohne äußere Anstöße (z.B. Einkommens- oder
Zinsänderungen) in der Folgeperiode reproduziert werden. Marktungleichge-
wichte sind dagegen instabil. Die Marktkräfte bewirken eine Transformation
von ungleichgewichtigen in gleichgewichtige Zustände.
Diese Kräfte sind natürlich auch am Wohnungsmarkt aktiv. Ungleichgewichts-
zustände an den Wohnungsmärkten (Leerstände oder Wohnungsmangel) sind
in der Regel aber nicht nur vorübergehender Natur. Es kommt hinzu, daß die
Folgen eines Ausschlusses von der Zuteilung des Gutes Wohnen für die betrof-
fenen Haushalte schwerwiegend sind (in einer Überschußnachfragesituation
schlimmstenfalls Obdachlosigkeit).
In einer Zentralverwaltungswirtschaft werden dagegen viele Preise von den
Planungsbehörden auf ein nicht marktgerechtes Niveau festgesetzt (auch und
gerade die Wohnungsmieten) und es kommen andere Zuteilungsverfahren als
der Preismechanismus zum Einsatz: Bezugsscheine, Schlangestehen, Partei-
mitgliedschaft, Systemkonformität, Bevorzugung von Verheirateten bei der
Wohnungsvergabe, etc. Die Markträumung wird in der Zentralverwaltungs-
wirtschaft zu einer Frage der Leistungsfähigkeit der Planbehörden. Die Praxis
solcher Wirtschaftsordnungen wird erfahrungsgemäß von einer Mischung aus
Versorgungsengpässen bei vielen Gütern und Überproduktion bei anderen ge-
prägt. Nicht selten wird ein Teil der von der Überschußnachfrage betroffenen
Güter über Schwarzmärkte zugeteilt (z.B. Beschaffung von Baumaterial für den
Eigenheimbau in der DDR unter Einsatz von Tauschwaren und persönlichen
Beziehungen).
Für die Versorgung mit dem Gut Wohnen waren in den sozialistischen Volks-
wirtschaften permanente Versorgungsengpässe typisch. Künstlich niedrig gehal-
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tene Wohnungsmieten haben in der Kombination mit einer unzureichenden
Wohnungsproduktion in diesen Volkswirtschaften zu einer dauerhaften Über-
schußnachfrage nach Wohnraum geführt. Die Zuteilung erfolgte mittels einer
straffen Wohnraumbewirtschaftung.
Eng verbunden mit der Frage nach dem dominanten Zuteilungsverfahren ist
die Frage nach dem Grad, in dem die stets konkurrierenden Produzenten- und
Konsumenteninteressen in einem Wirtschaftssystem zum Zuge kommen. In ei-
ner reinen oder „freien" Marktwirtschaft, die sich ausschließlich des Marktprei-
ses zur Zuteilung der knappen Güter bedient, herrschen die Konsumenteninter-
essen absolut, es herrscht „Konsumentensouveränität". Es sind letzten
Endes allein die Präferenzen der Endverbraucher, die über jeden Ressourcen-
einsatz in der Volkswirtschaft entscheiden, also darüber in welchen Sektoren
die knappen Produktionsfaktoren Arbeit, Kapital und Boden eingesetzt werden
(z.B. im Wohnungsbau oder in der Automobilindustrie). Alleiniger Endzweck
jeder Investition, jedes Produktionsfaktoreinsatzes, ja überhaupt jeder wirt-
schaftlichen Aktivität (einschließlich innovativer Aktivitäten) ist die optimale
Befriedigung der Konsumentenbedürfnisse. Nach dem Beitrag zur Befriedigung
dieser Bedürfnisse richten sich auch die Einkommensanteile in der Marktwirt-
schaft („Marktleistungsgerechtigkeit").
In einer freien Marktwirtschaft werden der Wohnungswirtschaft weder zusätz-
liche Ressourcen durch staatliche Lenkungsmaßnahmen zugewiesen (z.B. Ab-
schreibungsvergünstigungen, Investitionszulagen), noch finden Eingriffe in die
Einkommensverteilung mit dem Ziel einer Stärkung der Kaufkraft bestimmter
Nachfragergruppen am Wohnungsmarkt statt (z.B. progressiver Einkommens-
teuertarif, Wohngeld).
Im Gegensatz zur freien Marktwirtschaft betonen alle anderen Wirtschaftssy-
steme (Dritter Weg, Zentralveraltungswirtschaft, Kommunismus) mehr oder
weniger deutlich die Produzenteninteressen, d.h. sie setzen sie im Zweifel
gegen entgegengerichtete Konsumenteninteressen durch. Diese alternativen
Wirtschaftssysteme haben gegenüber der Marktwirtschaft den gravierenden
Nachteil, daß sie bei der Durchsetzung der Produzenteninteressen nicht auf die
der Marktwirtschaft immanenten spontanen Koordinationskräfte setzen kön-
nen („unsichtbare Hand"). Je mehr die Produzenteninteressen Berücksich-
tigung finden, desto interventionistischer ist ein Wirtschaftssystem also.

3



100 Prozent
Produzenten-
Souveränität

Kommu-
nismus Ab

Dritter
Weg _Road to Serfdom

100 Prozent
Konsumenten-
Souveränität

Zentral-
verwaltungs-
wirtschaft

Markt-

O-0 Wirt-
schaft

pur

Bild 1.1 Anordnung von Wirtschaftssystemen nach dem Kriterium der
Berücksichtigung der Konsumenten- bzw. Produzenteninteressen

Hat eine Gesellschaft die Grundentscheidung für eine marktwirtschaftliche
Ordnung getroffen, so empfiehlt sich die Umsetzung in einer möglichst rei-
nen Form, d.h. mit einem möglichst geringen Grad der Berücksichtigung von
Produzenteninteressen (z.B. kurze Ladenöffnungszeiten, Behinderung der An-
siedlung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben, Garantiepreise für land-
wirtschaftliche Produkte, Befähigungsnachweise als Voraussetzung für die selb-
ständige Ausübung bestimmter Berufe, etc.). Alle gemischten Wirtschaftssy-
steme haben nämlich die Tendenz sich schrittweise in Richtung auf eine Zen-
tralverwaltungswirtschaft zu entwickeln (Hayek: „road to serfdom"). Der
Grund dafür sind sogenannte „Interventionsketten". Ein zunächst ledig-
lich punktueller Eingriff in den Marktmechanismus bildet nur zu oft den Aus-
gangspunkt für zahlreiche Folgeinterventionen zur Erreichung des ursprüngli-
chen Interventionszieles (z.B. Eingriffe in die freie Preisbildung an den Woh-
nungsmärkten, die eine Verschärfung des Kündigungsschutzes zu Lasten der
Vermieter nach sich ziehen). Mit der Zeit wird die Wirtschaftsordnung auf die-
se Weise immer bürokratischer und hierarchischer.

Allerdings kann die sich selbst überlassene Marktwirtschaft nicht immer für ein
optimales Marktergebnis garantieren. Es können Fälle von Marktversagen
auftreten, in denen staatliche Eingriffe geboten erscheinen, um die Unvoll-
kommenheiten des Marktes zu korrigieren. Als Ursachen von Marktversagen
kommen in Frage: Wettbewerbsbeschränkungen (z.B. durch Kartelle in der
Zementindustrie), öffentliche Güter1, externe Effekte (Abschnitt 4.1.1.3) und
asymmetrische Informationen (z.B. zwischen Kreditgeber und Kreditnehmer
über die Zahlungsmoral des Kreditnehmers, Abschnitt 6.1.3.2).
Auch bestimmte Besonderheiten des Wohnungsmarktes kommen als
mögliche Grundlagen für staatliche Eingriffe in Betracht. Der Wohnungsmarkt
ist ein typischer Interventionsmarkt, der von umfangreichen staatlichen Eingrif-

1 Ein (reines) öffentliches Gut erfüllt die Kriterien der „Nicht-Ausschließbarkeit" (technische oder wirt-
schaftliche Unmöglichkeit, Nutzer auszuschließen, die nichts zur Finanzierung beigetragen haben) und
der „Nicht-Rivalität im Konsum" (zusätzliche Nutzer verursachen keine zusätzlichen Kosten).
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